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NEWSLETTER  12.12.2024 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 

das Jahr neigt sich dem Ende zu, doch die arbeitsrechtlichen Heraus-
forderungen bleiben vielschichtig. In den vergangenen Monaten ha-
ben wir uns mit zahlreichen Entwicklungen und Entscheidungen be-
schäftigt, die auch im neuen Jahr für Gesprächsstoff sorgen werden. 
Drei Themen möchten wir dabei besonders hervorheben.  
Keine Entgeltfortzahlung bei zweifelhafter Krankmeldung während der 
Kündigungsfrist: Die aktuelle Rechtsprechung betont einmal mehr, 
dass eine einfache Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht immer 
ausreichen wird. Arbeitnehmer müssen bei erschüttertem Beweis-
wert klar darlegen, welche gesundheitlichen Einschränkungen vorla-
gen. Ein Thema, das sowohl für Arbeitgeber als auch für Arbeitneh-
mer erhebliche Unsicherheiten birgt. 
Dresscode und Kündigung: Die Weigerung, vorgeschriebene Arbeits-
kleidung zu tragen, kann eine Kündigung rechtfertigen – selbst nach 
mehreren Abmahnungen. Diese Entscheidung zeigt, wie wichtig klare 
Kommunikations- und Eskalationsprozesse in Unternehmen sind, um 
Konflikte zu vermeiden. 
Mobbing bleibt ein schmaler Grat: Die Gerichte haben erneut betont, 
dass Mobbing kein eigenständiger Rechtsbegriff ist. Arbeitnehmer 
müssen jede einzelne Handlung und deren Auswirkungen konkret 
darlegen und beweisen. Dabei spielt die Gesamtschau dennoch eine 
entscheidende Rolle. Ein sensibles Thema, das uns in einer Zeit der 
zunehmenden Aufmerksamkeit für psychische Gesundheit weiterhin 
begleiten wird. 
 

Diese Themen spiegeln wider, wie wichtig ein respektvolles Miteinan-
der und klare Strukturen am Arbeitsplatz sind – Werte, die nicht nur 
in der Arbeitswelt zählen, sondern auch in der Adventszeit eine be-
sondere Rolle spielen. 
 

Apropos Advent: Wir laden Sie herzlich zu einem Highlight im Dresd-
ner Barockviertel ein! Im Rahmen der stimmungsvollen Adventsle-
sungen erleben Sie am 19. Dezember 2024 um 18 Uhr „Weihnach-
ten in Prag“ mit Jaroslav Rudiš. Mehr dazu im Newsletter. 
 

Lassen Sie sich verzaubern und stimmen Sie sich in diesem besonde-
ren Ambiente auf die Festtage ein. Wir wünschen Ihnen eine besinn-
liche Adventszeit, ein frohes Weihnachtsfest und viele inspirierende 
Momente – beruflich wie privat.  
 

Herzliche Grüße  
Ihr Carsten Fleischer 
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Gudrun Trendafilov 
„Botschaft“, 2021 
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// Weihnachtliche Vorfreude: Adventsgeschichten im Barockviertel

Auch in diesem Jahr lädt das Dresdner Barock-
viertel zu einer stimmungsvollen Adventsaktion 
ein: Hinter den „Kalender“-Türen der schönsten 
Orte der Inneren Neustadt – von charmanten Ge-
schäften über gemütliche Restaurants bis hin zu 
Museen und kulturellen Einrichtungen – erwar-
ten Sie weihnachtliche Geschichten. Jeden Abend 
um 18 Uhr wird eine neue Geschichte bekannter 
(Dresdner) Persönlichkeiten präsentiert, die die 
Wartezeit bis Weihnachten auf besondere Weise 
verkürzen. 
 
Ein Highlight: "Weihnachten in Prag" mit  
Jaroslav Rudiš 
am 19. Dezember 2024 um 18 Uhr 
 
Jaroslav Rudiš entführt seine Zuhörer auf einen 
poetisch-besinnlichen Spaziergang durch das 
winterliche Prag am Heiligabend. Dabei begegnet 
er faszinierenden Charakteren wie dem eigensin-
nigen Kavka, dem König von Prag und einer Itali-
enerin aus Mailand. Inmitten leerer Straßen und 
schneebedeckter Plätze entfalten sich ergreifende 

und humorvolle Geschichten, die in urigen Wirts-
häusern bei frisch gezapftem Bier ihren Ab-
schluss machen. 
Das Werk wird durch die stimmungsvollen Illus-
trationen seines Freundes Jaromír 99 ergänzt 
und bringt die zauberhafte Atmosphäre der ver-
schneiten Metropole direkt ins Barockviertel.  
 
Lassen Sie sich diesen besonderen Abend nicht 
entgehen!  // 
 
Eintritt frei. Begrenzte Platzkapazität. 
 
Wie immer bitten wir um Unterstützung für einen 
guten Zweck: Ihre Spenden kommen dem KIN-
DERHAUS RABE ዋዌው୪୫୬୭୮୯୰ auf der Radeberger Straße 
zugute. Helfen Sie mit! – Vielen Dank! 
 
Spendenkonto bei der Ostsächsischen Spar-
kasse Dresden 
IBAN: DE41 8505 0300 3120 1296 90 
Betreff: KINDERHAUS RABE 
 
 
 

 

Bild: Vojtěch Veškrna 
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// Kein Verwertungsverbot für Videoüberwachung bei vorsätzlichem 
Fehlverhalten des Arbeitnehmers 

In einem Kündigungsschutzprozess hat das Bun-
desarbeitsgericht entschieden, dass Aufzeich-
nungen aus einer offenen Videoüberwachung, 
die vorsätzlich vertragswidriges Verhalten eines 
Arbeitnehmers belegen, grundsätzlich verwert-
bar sind. Dies gilt auch, wenn die Überwachungs-
maßnahme nicht vollständig den Datenschutz-
vorgaben entspricht. 
 
Der Kläger, ein Teamsprecher in einer Gießerei, 
wurde beschuldigt, am 2. Juni 2018 eine Mehrar-
beitsschicht nicht geleistet, aber dennoch vergü-
tet bekommen zu haben. Videoaufnahmen zeig-
ten, dass er das Werksgelände vor Schichtbeginn 
wieder verlassen hatte. Der Arbeitgeber kündigte 
daraufhin das Arbeitsverhältnis. Der Kläger argu-
mentierte, die Videoaufnahmen dürften auf-
grund eines Verwertungsverbots nicht berück-
sichtigt werden.

Die Vorinstanzen gaben der Klage statt, doch das 
Bundesarbeitsgericht hob das Urteil auf und ver-
wies die Sache zurück an das Landesarbeitsge-
richt. Dieses muss nun das Vorbringen des Ar-
beitgebers und die Videoaufnahmen berücksich-
tigen. Das Bundesarbeitsgericht stellte klar, dass 
die Verwertung der Daten zulässig ist, wenn die 
Überwachung offen erfolgt und vorsätzliches 
Fehlverhalten des Arbeitnehmers belegt wird. 
Selbst wenn die Überwachung nicht vollständig 
den Datenschutzvorgaben entspricht, schließt 
dies die Verwertung nicht aus. 
 
Das Urteil vom 29. Juni 2023 (Az.: 2 AZR 296/22) 
betont, dass die DSGVO eine Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch Arbeitsgerichte nicht 
ausschließt, wenn die Datenerhebung offen er-
folgt und vorsätzliches Fehlverhalten vorliegt. 
Der Senat ließ offen, ob in Ausnahmefällen ein 
Verwertungsverbot bei schwerwiegenden 
Grundrechtsverletzungen in Betracht kommt. In 
diesem Fall lag jedoch keine solche Verletzung 
vor. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat drei ähnliche Ver-
fahren ebenfalls an das Landesarbeitsgericht zu-
rückverwiesen.  // 
 
[Detailinformationen: RA Carsten Fleischer, Fachan-
walt für Arbeitsrecht, Telefon 0351 80718-80, flei-
scher@dresdner-fachanwaelte.de]  
 
 
 
 

 
 
  

 

Bild: Erstellt mit DALL-E 
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// Beachtenswerte aktuelle arbeitsgerichtliche Rechtsprechung 

Kündigung bei Weigerung des Tragens von Ar-
beitssachen 
Verweigert ein Arbeitnehmer – vor dem Hinter-
grund einer wirksam erteilten Anordnung – das 
Tragen farbiger Schutzkleidung während der Ar-
beit, hier einer roten Hose, trotz mehrerer Perso-
nalgespräche und zweier Abmahnungen, recht-
fertigt dies zumindest die ordentliche Kündigung 
des Arbeitsverhältnisses. So urteilte das Landes-
arbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom 21.05.2024 
(Az.: 3 SLa 224/24), wie auch schon vorhergehend 
das Arbeitsgericht Solingen (Az.: Ca 1749/23). 
 
Kein Schadensersatzanspruch bei nur  
behauptetem Mobbing durch Kollegen  
und Kolleginnen 
Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein teilt 
im Orientierungssatz seines Urteils vom 
11.10.2023 (Az.: 6 Sa 48/23) sinngemäß mit, dass 
"Mobbing" kein Rechtsbegriff ist und damit auch 
keine mit einer Rechtsnorm vergleichbare selb-

ständige Anspruchsgrundlage für Ansprüche ei-
nes Arbeitnehmers gegen seinen Arbeitgeber 
oder gegen Vorgesetzte bzw. Arbeitskollegen.  
 
Macht ein Arbeitnehmer konkrete Ansprüche 
aufgrund von sogenanntem „Mobbing“ geltend, 
muss durch das damit befasste Gericht jeweils 
geprüft werden, ob der in Anspruch Genommene 
in den vom Kläger genannten Einzelfällen arbeits-
rechtliche Pflichten, ein absolutes Recht des Ar-
beitnehmers im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB, ein 
Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB ver-
letzt oder eine sittenwidrige Schädigung im Sinne 
des § 826 BGB begangen hat.  
 
Auch dann, wenn einzelne vom Arbeitnehmer 
dargelegte Handlungen oder Verhaltensweisen 
seiner Arbeitskollegen, Vorgesetzten oder seines 
Arbeitgebers für sich allein betrachtet noch keine 
Rechtsverletzungen darstellen, kann eine Ge-
samtschau der einzelnen Handlungen oder Ver-
haltensweisen zu einer Verletzung des Persön-
lichkeitsrechts oder der Gesundheit führen, weil 
deren Zusammenfassung aufgrund der ihnen zu-
grunde liegenden Systematik und Zielrichtung zu 
einer Beeinträchtigung der geschützten Rechte 
des Arbeitnehmers führt.  
 
Zusammenfassend ist somit zu erkennen, dass 
jede einzelne „Mobbinghandlung“ durch den/die 
Kläger/in vorgetragen und bewiesen werden 
muss. Überdies muss der Effekt der Mobbingha-
ndlungen sodann kausal für die ebenfalls dazule-
gende und zu beweisende Erkrankung sein.  // 
 
[Detailinformationen: RA Carsten Fleischer, Fachan-
walt für Arbeitsrecht, Telefon 0351 80718-80, flei-
scher@dresdner-fachanwaelte.de]  
 
 
 
 

 
 

 

Bild: Zurijeta auf Canva 
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// Keine Haftung für die Zugänglichmachung der Fototapete 

In den letzten Jahren haben Gerichte immer wie-
der entschieden, ob das Zeigen von Fototapeten 
in Fotos oder Videos, die auf Webseiten oder 
Social-Media-Plattformen veröffentlicht werden, 
eine Urheberrechtsverletzung darstellt. Dabei 
geht es oft um Bilder, auf denen Fototapeten ei-
nen prominenten Platz im Raum einnehmen. Ins-
besondere eine Bildrechtsagentur hat diese Pra-
xis wiederholt als Grund genommen, rechtlich 
gegen die Veröffentlichung vorzugehen. Sie argu-
mentierte, dass solche Fotos das urheberrecht-
lich geschützte Nutzungsrecht an der Fototapete 
verletzen. Betroffene wurden dabei aufgefordert, 
Unterlassungserklärungen abzugeben, Scha-
densersatz zu zahlen und Abmahnkosten zu er-
statten. 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat nun in mehre-
ren aktuellen Entscheidungen, darunter ein Urteil 
vom 11.09.2024 (Az.: I ZR 140/23), klargestellt, 
dass das Fotografieren und Veröffentlichen von 
Räumen mit Fototapeten in der Regel keine Ur-
heberrechtsverletzungen darstellen. 
 

Der BGH stellte fest, dass der Fotograf mit der Ver-
marktung der Fototapete konkludent auch die Er-
laubnis erteilt, die Tapete im Rahmen einer übli-
chen Nutzung zu fotografieren und diese Bilder zu 
veröffentlichen. Anders könne es nur sein, wenn 
ausdrücklich ein Fotografierverbot ausgesprochen 
oder darauf hingewiesen wurde, dass für die Veröf-
fentlichung eine zusätzliche Lizenz erforderlich ist. 
 
Wer sein Werk ohne Einschränkungen vertreibt, 
muss laut BGH damit rechnen, dass es auf sozial 
übliche Weise genutzt wird – etwa durch die Ab-
bildung des Raumes, in dem es angebracht ist. 
Mit diesem Verhalten bringe der Urheber sein 
Einverständnis zur Nutzung zum Ausdruck. Mit 
den BGH-Urteilen ist nun klargestellt, dass Fotos 
von Räumen mit Fototapeten – egal ob für private 
oder gewerbliche Zwecke – ins Internet gestellt 
werden dürfen, solange keine ausdrücklichen 
Einschränkungen bestehen. Dies umfasst: 

 Fotos auf Webseiten oder Social-Media-
Plattformen, 

 Screenshots von Online-Inhalten, 
 gewerbliche Nutzungen wie Werbebilder 

für Hotels, Restaurants oder Immobilien-
angebote. 

 
Es spielt keine Rolle, ob die Fototapete vom Foto-
grafen selbst gekauft wurde oder ob sie sich ein-
fach in einem fotografierten Raum befindet. 
 
Ein anderes Ergebnis könnte sich nur ergeben, 
wenn der Urheber oder Fotograf klare Einschrän-
kungen festlegt, etwa durch sichtbare Urheber-
kennzeichnungen oder einen ausdrücklichen 
Rechtevorbehalt auf der Fototapete. In solchen 
Fällen kann keine stillschweigende Einwilligung in 
die Nutzung angenommen werden.  // 
 
[Detailinformationen: RAin Dr. Angelika Zimmer, 
Fachanwältin für Familienrecht, Telefon 0351 80718-
34, zimmer@dresdner-fachanwaelte.de]  

 

Bild: Max Vakhtbovycn auf Canva 
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// EuGH: Afghanische Frauen haben ein Recht auf Asyl

Seit der Machtübernahme der Taliban in Afgha-
nistan im August 2021 werden Frauen systema-
tisch unterdrückt und mundtot gemacht. Neben 
kompletter Verhüllung und dem Ausschluss von 
Mädchen und jungen Frauen von Bildung ist 
Frauen mit Erlass eines Laster- und Tugendgeset-
zes seit Kurzem unter anderem auch das Spre-
chen und Singen in der Öffentlichkeit verboten.  
 
Diese unerträgliche Situation hat der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH) erkannt und in seiner 
Entscheidung vom 04.10.2024 den Schutz von 
afghanischen Frauen gestärkt.  
 
Hintergrund der Entscheidung 
Ursprung dieser Entscheidung war ein Verfahren 
zweier Afghaninnen, deren Asylantrag zunächst 
in zwei Instanzen abgelehnt wurde. Im Rahmen 
des Revisionsverfahrens vor dem österreichi-
schen Verwaltungsgerichtshof wurden zwei zent-
rale Fragen an den EuGH weitergeleitet: 
 

1. Stellt die Gesamtsituation von Frauen und 
Mädchen in Afghanistan einen derartigen 

Verfolgungsgrad dar, dass die Flüchtlingsei-
genschaft im Sinne der Genfer Flüchtlings-
konvention zugesprochen werden muss? 

2. Gilt diese Verfolgung so grundsätzlich für 
diese soziale Gruppe, dass auf eine indivi-
duelle Prüfung verzichtet werden kann? 

 
Der EuGH entschied unmissverständlich: Dort, wo 
Frauen zwangsverheiratet werden, kein Schutz vor 
geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt be-
steht sowie die politische Teilhabe und Schulbil-
dung verweigert wird, liegt eine systematische 
Verfolgung und damit auch ein Asylgrund vor.  
 
Auswirkungen in der Praxis 
Auch für die Praxis der europäischen Asylbehör-
den – in Deutschland das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge – äußerte der EuGH einen 
entscheidenden Hinweis: Entgegen der sonstigen 
Entscheidungspraxis muss nicht die individuell 
drohende Verfolgung dargelegt werden, viel-
mehr reicht die Feststellung des Geschlechts und 
der afghanischen Staatsangehörigkeit aus.  
 
Diese Entscheidung ist nicht nur für Afghaninnen 
interessant, die derzeit erstmals Asyl in der Euro-
päischen Union beantragen. Afghanische Mäd-
chen und Frauen, denen in der Vergangenheit 
kein Asyl oder die Flüchtlingseigenschaft zuer-
kannt wurde, können einen Folgeantrag stellen 
und so ihren Schutzstatus stärken. 
 
Die Anerkennung des Flüchtlingsstatus birgt ge-
genüber dem subsidiären Schutz oder einem nati-
onalen Abschiebeverbot entscheidende Vorteile: 
Die Möglichkeit des Familienasyls wird eröffnet, es 
kann ein Flüchtlingsreisepass ausgestellt werden 
und die Familienzusammenführung sowie der 
weitere Integrationsweg wird erleichtert.  // 
 
[Detailinformationen: RAin Laura Nitsche, Tätigkeits-
schwerpunkte Strafrecht und Migrationsrecht, Telefon 
0351 80718-42, nitsche@dresdner-fachanwaelte.de]  

 

Bild: MivPiv auf Canva 
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// BGH-Urteil: Betreiber einer Waschanlage haftet für abgerissenen Heckspoiler

Nach einer aktuellen Entscheidung des BGH vom 
21.11.2024, Az. VII ZR 39/24, haftet ein Waschan-
lagen-Betreiber für einen abgerissenen Heck-
spoiler.  
 
Der Geschädigte fuhr mit seinem Pkw in die 
Waschanlage. Während der Autowäsche wurde 
der Heckspoiler, der zur Serienausstattung des 
Fahrzeugs gehörte, abgerissen. Er verlangte vom 
Betreiber der Waschanlage Schadensersatz. Zu 
Recht, wie die Karlsruher Richter nunmehr ent-
schieden. 
 
Denn, so der BGH, umfasst der Vertrag über die 
Reinigung eines Fahrzeugs „als Nebenpflicht die 
Schutzpflicht des Waschanlagenbetreibers, das 
Fahrzeug des Kunden vor Beschädigungen beim 
Waschvorgang zu bewahren“ (vgl. Pressemittei-
lung Nr. 224/2024).  
Zwar trägt grundsätzlich der Geschädigte die Be-
weislast dafür, dass der Schuldner eine Pflicht 

aus dem zugrundeliegenden Vertrag verletzt und 
diese Pflichtverletzung auch den Schaden verur-
sacht hat. Aber: Der Schädiger muss sich hin-
sichtlich seines Verschuldens entlasten und dar-
legen sowie beweisen, dass ihn keine Pflichtver-
letzung trifft, wenn „die für den Schaden in Be-
tracht kommenden Ursachen allein in seinem 
Obhuts- und Gefahrenbereich liegen“ (vgl. Pres-
semitteilung Nr. 224/2024).  
 
Nach den vom Gericht getroffenen Feststellun-
gen kam es zu den Beschädigungen am Heck-
spoiler, da die Waschanlage konstruktionsbe-
dingt nicht für das serienmäßig mit einem Heck-
spoiler ausgestattete Fahrzeug des Geschädigten 
geeignet war. Dieses Risiko fällt, so der BGH, in 
die Obhuts- und Risikosphäre des Waschanla-
gen-Betreibers.  
 
Da keine aus dem Obhuts- und Gefahrenbereich 
des Geschädigten stammende Ursache in Be-
tracht kam, und der Waschanlagen-Betreiber 
auch nicht hinreichend auf eine besondere Ge-
fahrenlage für Fahrzeuge wie die des Geschädig-
ten aufmerksam gemacht hat, war der Geschä-
digte mit seiner Klage erfolgreich. Dabei ist, so 
der BGH weiter, auch zu berücksichtigen, dass 
Kunden solche Waschanlagen, die konstruktions-
bedingt nicht in der Lage sind, ihr Auto zu reini-
gen, nicht im Vorhinein identifizieren und meiden 
können. Deshalb obliegt es dem Betreiber, be-
stimmte Fahrzeugmodelle von vornherein auszu-
schließen.  // 
 
[Detailinformationen: RA Clemens Biastoch, Tätig-
keitsschwerpunkt Verkehrsrecht, Telefon 0351 
80718-68, biastoch@dresdner-fachanwaelte.de]  
 

 
 

 

Bild: aleksandrkondratov auf Canva 
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// Neue Düsseldorfer Tabelle 2025: Höhere Unterhaltsbeträge für Kinder

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat die neue 
Düsseldorfer Tabelle für 2025 veröffentlicht, die 
erneut als zentrale Orientierungshilfe bei der Be-
rechnung von Kindesunterhalt dient. Dabei wur-
den die Bedarfssätze für minderjährige und voll-
jährige Kinder im Vergleich zur Tabelle 2024 
leicht erhöht. Diese Anpassung spiegelt den zu-
nehmenden Bedarf wider und soll sicherstellen, 
dass auch Kinder weiterhin angemessen unter-
stützt werden. 
 
Die Düsseldorfer Tabelle gibt je nach Einkom-
mensgruppe und Alter des Kindes an, welcher 
Unterhaltsbetrag gezahlt werden sollte. Sie hat 
keine Gesetzeskraft, wird jedoch in der Praxis von 
Gerichten in ganz Deutschland herangezogen.  
 
Kindergeld und weitere Regelungen 
Das Kindergeld spielt auch in der neuen Ta-
belle eine entscheidende Rolle. Der Eltern-

teil, bei dem das Kind überwiegend lebt, er-
hält in der Regel das Kindergeld. Beim bar-
unterhaltspflichtigen Elternteil wird der Un-
terhaltsbetrag entsprechend reduziert: 
 

 Bei minderjährigen Kindern um die 
Hälfte des Kindergeldes. 

 Bei volljährigen Kindern wird das ge-
samte Kindergeld angerechnet. 

 
Darüber hinaus können Einkünfte des Kin-
des, wie ein Lehrlingsgehalt, abzüglich eines 
pauschalen Ausbildungsmehrbedarfs von 
100 Euro, zur Hälfte auf den Unterhalt ange-
rechnet werden. Sobald ein Kind volljährig 
ist, sind beide Elternteile zur Unterhaltszah-
lung verpflichtet. 
 
Düsseldorfer Tabelle 2025: Unterhalt 
nach Kindergeld 
2025 wird das Kindergeld erhöht. Mit der 
neuen Düsseldorfer Tabelle für 2025 ändern 
sich auch die Beträge nach Kindergeld-Ab-
zug. Die neuen Werte für 2025 finden sich in 
der Düsseldorfer Tabelle 2025. Diese berück-
sichtigen die Kindergeld-Erhöhung jedoch 
noch nicht und werden ggf. angepasst. Bis-
her gehen die folgenden Werte vom Ober-
landesgericht Düsseldorf noch von einem 
Kindergeld von 250 Euro aus, es soll eigent-
lich auf 255 Euro angehoben werden. 
 
Die detaillierten Zahlbeträge der neuen Düs-
seldorfer Tabelle 2025 finden Sie hier (siehe 
nächste Seite):  
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info@dresdner-fachanwaelte.de  www.dresdner-fachanwaelte.de   

Tabelle Zahlbeträge  
(auf Grundlage eines Kindergeldbetrages von einheitlich 250 Euro je Kind) 
 

 
 
[Detailinformationen: RAin Dr. Angelika Zimmer, Fachanwältin für Familienrecht, Telefon 0351 80718-34, 
zimmer@dresdner-fachanwaelte.de]  
 
 
// Rechtsanwalt im Fokus: Carsten Fleischer 

Rechtsanwalt Carsten Fleischer ist ein sehr ver-
sierter und erfahrener Anwalt im Arbeitsrecht. 
Durch seine sehr frühe Spezialisierung auf ar-
beitsrechtliche Themenstellungen und einem ho-
hen Maß an praktischer Erfahrung bietet der 
Fachanwalt im Arbeitsrecht seinen Mandanten 
eine zuverlässige Beratung und Vertretung für ihr 
persönliches Problem und zielführende Lösungs-
vorschläge. Privat begeistert er sich für ausge-
dehnte Radtouren rund um Dresden.  //

Link: 
https://www.dresdner-fachanwaelte.de/anwa-
elte/carsten-fleischer-fachanwalt-arbeitsrecht-ku-
endigung-abmahnung/ 
 
 

 

 

Aktuell, informativ, kostenfrei!  
Teilen Sie bitte Ihre E-Mail-Adresse einem Mitarbeiter unserer Kanzlei mit, senden Sie diese an info@dresd-
ner-fachanwaelte.de oder melden Sie sich selbst über unsere Homepage an: www.dresdner-fachanwaelte.de 
unter Aktuelles. Ihre persönlichen Daten werden selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte 
weitergegeben.  // 


